
2394 089Für aas Nachschlagewerk! 
Für die Amtliche Sammlung!

1 c Gesetz: ZPO § 253 Abs 2.

Rechtssatz: Y/enn mit der Klage nur ein Teilbetrag aus mehre­
ren selbständigen Ansprüchen geltend gemacht ist, 
dann kann die - nach der Entscheidung des Senats 
in MDR 1953, 164 und der Rechtsprechung des Reichs­
gerichts (RGZ 157, 321 u.a.) notwendige - Klarstel­
lung des Klagebegehrens durch ziffernmäßige Auftei­
lung der Klageforderung auf die einzelnen Ansprüche 
oder durch Erklärung eines Anspruchs zum Hauptan­
spruch und der übrigen zu in der Reihenfolge be­
stimmten Hilfsansprüchen jedenfalls dann noch in 
der Revisionsinstanz erfolgen, wenn die Einzelan­
sprüche als solche nach Grund und Betrag eindeutig 
bestimmt sind.

2. Gesetz: BGB § 839; GrundG Art 34

Rechtssatz: Die Landkreise haften auch für Amtspflichtverlet­
zungen, die von Mitgliedern der Kreistage bei der 
Wahrnehmung von staatlichen Verwaltungsaufgaben, die 
dem Kreistag als "Kreispolizeibehörde” kraft Geset­
zes zur Erledigung zugewiesen sind, begangen werden«
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Justizangestcllter als 
Jrkundsbearater der Geschäfts- • 

stelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Landkreises 
rektor in B

i9 vertreten durch den Oberkrefsdi-

Böklagten, Berufungsklägers und Re­
visionsklägers,

- Pro2eßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

den Fabrikanten August
M »  Am

in MI Krs. Hl

Kläger, Berufungsbeklagten und Re- 
vis ionsbeklagt en,

I

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 3. Dezember 1953 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Dr. Pagendarm, Dr„ Weber, Dr. Kreft, Dr. Wolany 
und Dr. Beyer

fUr Recht erkannt:

Die Revision des beklagten Kreises gegen das Urteil 
des 4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Hamm (Westf.) 
vom 7. Januar 1952 wird zuriickgewiesen.

Die Kosten der Revision werden dem beklagten Kreis auf- 
erlegt.

Von Rechts wegen



Tatbestand

-Oer Kläger, dessen froher in betriebene
SflB~ und IdlBfabrik während des Krieges durch Bomben zer­
stört worden war und der mit den geretteten Maschinen die 
Fabrikation in den Räumen einer anderen Firma in G ^ B H I  
wieder aufgenommen hatte, beantragte im November 1945 bei 
dem beklagten Kreis die Genehmigung für den Neubau eines 
Werkstattgebäudes. Der Bau sollte auf einem in dem Ortsteil 
M B H H H i  der Gemeinde gB H H  (Amt I 4 B H H B )  gelegenen 
Grundstück errichtet werden, das die Ehefrau des Klägers von 
ihrer Mutter erworben hatte. Die beantragte Baugenehmigung 
wurde von dem Beklagten unter dem 20. Juli' 1946 versagt.
Die Ablehnung wurde damit begründet, daß dem Antrag die Be- 

- Stimmung des § 3 der Verordnung Uber die Regelung der Be­
bauung vom 15. Februar 1936 (RGBl I 1936, 104) entgegenste­
he und eine Bebauung auch, nach der vom Bandrat in 
als unterer Naturschutzbehörde erlassenen Anordnung vom 
19. Januar 1939 (veröffentlicht im Amtsblatt der Regierung 
Minden vom 28. Januar 1959) nicht zugelassen werden könne? 
ferner wurde darauf hingewiesen, daß die - nach dem Wohn­
siedlungsgesetz erforderliche - Genehmigung zu dem Erwerb 
des Grundstücks am 1. März 1945 nur mit der Auflage er­
teilt worden sei, daß eine Bebauung des Grundstücks mit ge­
werblichen und industriellen Gebäuden nicht erfolgen dürfe.

Am 6. Dezember 1946 teilte der von dem Kläger beauf­
tragte Architekt H e B P  dem Amtsdirektor in ESI|mit, daß 
er einen neuen Entwurf angefertigt habe, nach dem "das Ge­
bäude sich in die Bodenform und Begrünung des Geländes 
und die vorhandene Bebauung städtebaulich gut einfiigen". 
würde. Der Amtsdirektor leitete dieses Schreiben an die 
Kreis Verwaltung in R 0 M M I  weiter mit dem Bemerken, daß er 
keine Bedenken gegen den Entwurf trage, "wenn absolute Si­
cherheit für die gewissenhafte DurchführungM gegeben sei.
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Auch der von dem Oberkrei3direktor in mit der Begut­
achtung des sehen Entwurfs beauftragte Architekt
F r ^ H B I  erklärte nach Vornahme einer Ortsbesichtigung, daß 
es verantwortet werden könne, das Grundstück «für eine for­
mal anständige Bebauung” freizugeben, der Vorschlag H e f H  
dürfte hierfür wohl die Gewähr bieten. Von dem Beklagten 
wurde dem Kläger daraufhin unter dem 12. Februar 1947 mit­
geteilt, daß nochmals überprüft werden Solle, ob das vorge­
sehene Grundstück für eine Bebauung zugelassen werden kön­
ne; falls die Zulassung auf Grund der von H e M V  auf gestell­
ten Pläne erfolgen sollte, habe sich'der Kläger unwiderruf­
lich schriftlich zu verpflichten, das Bauvorhaben bis in 
das letzte Detail nach diesen Plänerr durchzuführen; auch be­
dürfe die Zulassung* einer Ausnahmegenehmigung des Regierungs 
Präsidenten in MifH|. Der Klager gab daraufhin am 21. März 
1947 die schriftliche Erklärung ab, daß er sich unwiderruf­
lich verpflichte, das Bauvorhaben nach den von HeflHI auf- 
geStellten Plänen «bis in die letzten Einzelheiten getreu 
durchzuführen«. Am 19. Juli 1947 erteilte der Regierungsprä­
sident die bauwirtschaftliche Genehmigung für das geplante 
Bauvorhaben.

Nachdem der Bürgermeister von G 0 H H  mit Schreiben 
an den «KreiSausschuß« - vom Kreistag gemäß § 53 DGO gebil­
deter Ausschuß - vom 3- September 1947 mitgeteilt hatte, 
daß er den Bau einer Mfllfcfabrik auf dem in Frage stehenden 
Grundstück nicht für ratsam halte, faßte der Kreisausschuß 
am 9. September 1947 den Beschluß, daß er grundsätzlich 
nicht bereit sei, die Baugenehmigung für neue Fabrikgebäu­
de zu erteilen; von diesem Grundsatz solle- im Falle des 
Klägers ausnahmsweise abgesehen werden, wenn dieser ein an­
deres, nicht im Wohnsiedlungsgebiet liegendes Grundstück 
erwerbe. Gegen diesen Beschluß erhob der Kläger Beschwerde
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beim Regierungspräsidenten in (früher in MiflB),
und in dem Bericht, den daraufhin der Oberkreisdirektor in 
H ^ H H I  dem Regierungspräsidenten am 15l Oktober 1947 unter 
Beifügung der gesamten Vorgänge vorlegte,' wurde der Antrag 
des Klägers befürwortet und um eine Ausnahmebewilligung 
von den Vorschriften der §§ 1 Abs 2 sowie 3 Abs 1 der Ver­
ordnung über die Regelung der Bebauung vom 15. Februar 1936 
gebeten. Unter dem 21. Oktober 1947 erteilte der Regierungs­
präsident für das Bauvorhaben seine Zustimmung zur Ausnahme 
von den vorgenannten Vorschriften. Dem.Kläger wurde jedoch 
die Baugenehmigung nicht erteilt, und er beschwerte sich 
deshalb unter 4©^ 29. Oktober 1947 erneut’bei dem Regierungs­
präsidenten. Daraufhin wies der Regierungspräsident die- 
Kreisverwsltung (Baugenehmigüngsbehörde) in H 0 H H I  mit 
Ver:äigung vom 26. November 1947 (beim Kreis eingegangen am 
2. Dezember 1947) an, die Baugenehmigung unter einzelnen in 
der Verfügung angegebenen Bedingungen zu erteilen und die 
Durchführung der Verfügung bis zum 10. Dezember 1947 anzu­
zeigen. Die Baugenehmigung wurde dem Kläger auch jetzt noch 
nicht erteilt; vielmehr faßte der wKreisausschußM des Be­
klagten am 12. Dezember 1947 den Beschluß, daß u.a. dem 
Kläger mitzuteilen sei, daß ein allgemeines Bauverbot ausge­
sprochen sei und daß er unter dieses Bauverbot falle und 
daß gegen die Verfügung des Regierungspräsidenten vom 26. 
November 1947 Beschwerde beim Minister (Wiederaufbaumini­
ster) eingelegt werden solle.

Der Wiedera.ttfbauminister des Landes Nordrhein-West- 
falen wies die bei ihm erhobene Beschwerde des Kreisaus­
schusses im Einvernehmen mit dem Innenminister durch Be­
scheid vom 1. Juni 1948 zurück. Der Regierungspräsident ord­
nete daraufhin mit Verfügung vom 10. Juni 1948 an, daß 
der Bauschein für den Kläger beschleunigt auszustellen 
sei. Daraufhin wurde der Bauschein unter dem 17. Juni 1948
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erteilt und der Bau alsdann ausgeführt..

Der Kläger nimmt den Beklagten auf Ersatz des ihm’ 
angeblich durch die verzögerte Erteilung des Bauscheines 
entstandenen Schadens aus dem Gesichtspunkt der Amtspflicht 
Verletzung in Anspruch. Er hat dazu geltend gemacht, daß 
die nur behelfsmässige Unterbringung seines Betriebers in 
Mieträumen eine Produktionssteigerung nicht zugelassen ha­
be und ihm infolgedessen dadurch ein erheblicher Gewinn 
entgangen sei, daß er den Neubau nicht 'bereits in der Zeit 
von Juli bis Oktober 1947 habe durchführen können, was bei 
pflichtgemässer Bearbeitung .seines Baugesuches möglich ge­
wesen wäre. Ferner würde er bei rechtzeitiger Erteilung 
des Bauscheines das Geld, das ihm damals zur Verfügung ge­
standen habe-, in dem Neubau wertbeständig angelegt haben, 
während es jetzt durch die WahrungsUmstellung abgewertet 
worden sei. Außerdem habe er nach der Währungsumstellung 
zur Finanzierung des Neubaues einen hoch verzinslichen Bank 
kredit in Anspruch nehmen müssen, während ihm vor der Wäh­
rungsumstellung genügend eigenes Kapital zur Durchführung 
des Baues zur Verfügung gestanden habe. Mit der am 7. Dezem 
ber 1950 erhobenen Klage macht er einen Teil seines angeb­
lichen Gesamts chad ens geltend und hat die Verurteilung des 
Beklagten zur Zahlung von 6.500 DM nebst Zinsen seit dem 
1. Juli .1950. beantragt• 4

*
Der Beklagte, der um Abweisung der Klage gebeten 

hat, hat seine Passivlegitimation in Abrede gestellt, die 
Einrede der Verjährung erhoben und ferner geltend gemacht; 
Zum Erwerb des Baugrundstücks sei die Genehmigung gemäß 
§ 7 des Wohnsiedlungsgesetzes vom 22. September 1933 (RGBl 
I 1933, 659) nur mit der Auflage erteilt worden, daß es 
nicht mit gewerblichen oder industriellen Gebäuden bebaut
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werden dürfe. Die Baugenehmigung sei daher mit Recht ver­
weigert worden. Zudem habe der Klüger es schuldhafterweise 
unterlassen, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels 
abzuwenden (§ 839 Abs 3 BGB). Jedenfalls hätten seine, des 
beklagten Kreises, Beamte nicht schuldhaft gehandelt.

Das Landgericht hat den Klageanspruch dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt.

In der Berufungsinstanz hat der Beklagte auch noch 
die Aktivlegitimation des Klägers verneint, weil das Bau- 
grundstück nicht dem Kläger, sondern dessen Ehefrau gehört * 
habe und nur dieser ein Schaden entstanden sein könne. Das 
Oberlendesgericht hat jedoch die Berufung des Beklagten zu­
rückgewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Antrag 
auf Abweisung der Klage weiter. Der Kläger bittet um Zurück­
weisung der Revision. Er hat vor dem Revisionsgericht er­
klärt. daß sich die Klageforderung von 6500 DM wie folgt 
aufgliedern solle:

a) Währungsschaden 5500,—  DM
b) Verdienstausfall (vor der Wäh-

rungsumstellung) 100,—  DM
c) Zinsen und* Spesen 9QQ,—  d m

6500,—  DM

Hilfsweise sollen um den Betrag einer etwa ausfallenden Teil 
forderung die anderen Teilforderungen in der angegebenen 
Reihenfolge erhöht werden. Der Beklagte hat der Berücksich­
tigung dieser Aufgliederung widersprochen.



Entseheidungsgründe:

- 7 -

Der Kläger hat den Schaden, der ihm durch die nach 
seiner Meinung schuldhaft verzögerte Erteilung der Bauge­
nehmigung angeblich entstanden ist, folgendermaßen berech­
net; WährungsVerlust 21.600 DH, Verdienstausfall für 7 Mona

von monatlich 1500 DM = 9000 DM5 ferner Zinsen und Spesen 
in Höhe von 4000 DM für den in Anspruch genommenen Bankkre­
dit. Die Forderung für Verdienstausfall für die Zeit vor 
der Währungsumstellung hat er in der Revisionsinstanz um 
250 DM erm:‘ssigt und er verlangt insoweit nur noch 100 DM 
für die beiden letzten Monate vor der Währungsumstellung. Voi 
diesem angeblichen Gesamtschaden in Höhe von jetzt insge­
samt (21.600 + 100 + 9000 + 4000 =) 34*700 DM verlangt er 
mit der Klage einen Teilbetrag von 6500 DM und diesen An­
spruch höben die Vorinstanzen dem Grunde nach für gerecht­
fertigt erklärt. Der Kläger hätte jedoch, wenn er lediglich 
einen Teilbetrag seines GesamtSchadens klageweise geltend 
machen wollte, im einzelnen angeben müssen, wie die Klage- 
suame ziffernmässig auf die verschiedenen Ansprüche ver­
teilt werden, mithin welche Teilbeträge der verschiedenen 
selbständigen Ansprüche in der Klagesumme stecken sollten. 
Öderer hätte, wie der Senat in (Übereinstimmung mit RGZ 157? 
321 /3267) in seiner Entscheidung vom 15* Dezember 1952 
(MDR 1953, 164) ausgeführt hat, die einzelnen - genau be- i 
sifferten - Ansprüche derart in ein AbhängigkeitsVerhält­
nis zueinander bringen müssen, daß ein Anspruch als Haupt- . 
anspruch und die übrigen in ganz bestimmter Reihenfolge 
als Hilfsansprüche geltend gemacht wurden. Vor einer der­
artigen Klarstellung seines Klagebegehrens hätte ein Grund­urteil - bei dem zweifelhaft blieb, wieweit die Bihdung

te vor der WährungsUmstellung in Höhe von monatlich 500 RM =15Ot 
d =350”% n d  für 6 Monate nach der Währungs Umstellung in Höhe I m
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des Gerichts für das Ifechverfahren ging - nicht ergehen dür­
fen (vgl die bereits erwähnte Entscheidung des Senats in 
UDR 1 9 5 3 in IUR 1934, 649 u.a.).

In der Revisionsbegründung sind zwar Prozeßrügen in 
dieser Hichtung nicht erhoben worden9 Jedoch besteht der 
Verfahrensmangel hier darin, daß dem für die Klage nach §
253 Abs 2 Nr 2 ZPO wesentlichen Erfordernis der bestimmten 
Angabe des Gegenstandes und des Grundes des erhobenen An- 
soruchs nicht genügt ist und es damit an einer echten Pro­
zeßvoraussetzung fehlt. Derartige Mängel aber sind trotz 
der Bestimmungen der §§ 554, 559 ZPO in jeder läge des 
Hechtsstreits von Amts wegen zu berücksichtigen, da sie 
sich auf die unverrückbaren Grundlagen des Verfahrens über­
haupt beziehen und das Verfahren als Ganzes unzulässig ma­
chen (RGZ 151, 65 / W  u.a.). Der Mangel der notwendigen 
Bestimmtheit des Klagebegehrens war deshalb auch ohne ent­
sprechende Rüge in der Revisions ins tanz zu beachten.

Der Kläger hat jedoch auf Anregung des Senats die in 
den Vorinstanzen unterlassene Klarstellung seines Klagebe­
gehrens nachgeholt und die Klagesumme ziffernmäßig auf die 
einzelnen Ansprüche verteilt. Damit ist der bisherige Man­
gel des Verfahrens in zulässiger Weise geheilt; Man wird 
das ursprüngliche Klagebegehren dahin auslegen müssen, daß 
jeder der Einzelansprüche bis zum Betrage der Klagesumme 
geltend gemacht und dem Gericht die Wahl überlassen werden 
sollte, auf Grund welchen Anspruchs (oder auf Grund welcher 
Ansprüche) es die Klageforderung zusprechen wolle. Infolge 
dessen sind sämtliche Einzelansprüche - da sie nach Grund 
und Betrag eindeutig bestimmt sind und insoweit dem Erfor­
dernis des § 253 Abs 2 Nr 2 ZPO genügt ist - bis zum Be­
trage der Klageforderung (bedingt) rechtshängig geworden

*
j

4

i

*
<A
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#
(RGZ. 157, 321 ß Z < [7 \ HG in DH 40, 291 Hr 15 unter Ziff 2; 
Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts, 5. Aufl 
§91 II 2 c j/ß  4127). Es braucht deshalb auch hier der Prä­
ge nicht nachgegangen zu werden, ob in der Revisionsinstanz 
dann noch eine Klarstellung des Klagebegehrens nachgeholt 
werden kann, wenn die Einzelansprüche als solche - sämtlich 
oder teilweise - der notwendigen Bestimmtheit nach Grund 
oder Höhe „ermangeln. Denn in vorliegendem Pall sind die Ein­
zelansprüche hinreichend bestimmt und besteht die Unklar­
heit nur darin, daß der Klageantrag nicht erkennen läßt, 
welche Teilbeträge der Kläger von den verschiedenen, jeweils 
ihrer Gesamthöhe nach bestimmten Einzelansprüchen geltend 
machen bezw. in welcher Reihenfolge er die Einzelansprüche 
zur Grundlage seiner klageweise verlangten Teilforderung 
machen.will. In diesem Pall beseitigt mithin die nachträg­
liche eindeutige Bestimmung des Klagebejehrens lediglich 
eine im Rahmen der bereits - bedingt - rechtshängig gewor­
denen Ansprüche bestehende Unklarheit, führt aber nicht erst 
die Rechtshängigkeit des Klageanspruchs herbei und stellt 
auch nicht eine - in der Revisionsinstans schlechthin un­
zulässige (RGZ 160, 204 ^127) - Klageänderung dar. Unter 
diesen Umständen sind begründete Bedenken dagegen, die Klar­
stellung des Klagebegehrens in der geschehenen Weise noch 
in der Revisionsinstanz.und ohne Zustimmung des Gegners vor­
zunehmen, nicht zu erheben.

II/ .
Der Kläger hat in der Revisionsinstanz seinen Scha­

densersatzanspruch wegen Verdienstausfalls in der Zeit vor 
der Währungsreform auf die beiden letzten Monate vor der 
WährungsUmstellung beschränkt. Andererseits hat er bereits 
in seiner Klage, ohne daß dem von dem beklagten Kreis wi-
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dersprochen worden wäre, vorgetragen, daß der Neubau in 
spätestens vier Monaten nach Baubeginn fertiggestellt wor­
den wäre. Deshalb brauchte nur noch geprüft zu werden, ob 
der beklagte Kreis deswegen schadensersatzpflichtig ist, 
weil dem Kläger nicht spätestens bis Mitte Dezember 1947 
die Baugenehmigung erteilt worden ist. Hingegen kommt es 
darauf, -ob ihm* bereits früher die Baugenehmigung hätte er­
teilt werden müssen, nicht mehr entscheidend an. Das Revisi­
onsgericht konnte sich daher auf die Untersuchung der Frage 
beschränken, ob der beklagte Kreis verpflichtet war, der 
Weisung des Regierungspräsidenten vom 26. November 1947 
nachzukommen und dem Kläger die Baugenehmigung innerhalb der 
dazu vom Regierungspräsidenten bis zum 10. Dezember 1947 
gesetzten Frist zu erteilen. Diese Frage ist vom Berufungs­
gericht mit Recht bejaht worden.

1''. Das Berufungsgericht hat zunächst mit zutreffender
Begründung die Aktivlegitimation des Klägers als gegeben 
angesehen und die von dem beklagten Kreis erhobene Einrede 
der Verjährung für unbegründet.erachtet. Die Revision ist 
hierauf auch nicht mehr zurückgekommen.

2. Mit Recht hat das Berufungsgericht auch die Passiv- 
legitimation des beklagten Kreises bejaht.

a) Durch das Preußische Gesetz Uber baupolizeiliche 
Zuständigkeiten vom 15. Dezember 1935 (GS 1933, 491) sind 
für die baupolizeiliche Erlaubnis (Baugenehmigung) in Land­
kreisen die Kreispolizeibehörden für zuständig erklärt wor­
den (§1 Abs 1). Kreispolizeibehörde aber war gemäß § 3 
Abs 2 des Preußischen Polizeiverwaltungsgesetzes vom 1, Ju­
ni 1931 (US 1931, 77) der Landrat. Die nach dem Zusammen­
bruch erfolgte Verselbständigung der Polizei bezog sich nur 
auf die Polizei im engeren Sinne (vor allem Kriminal- und
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Sicherheitspolizei), ließ aber, wie in der Entscheidung des 
Senats in BGHZ 8 , 97 (= VerwRspr 1953 Nr 63) ausgeführt ist 
die Zuständigkeiten und den Aufgabenkreis auf dem Gebiet 
der sog. Verwaltungspolizei unberührt (vgl auch Odenbreit, 
Oie deutsche GemeindeOrdnung, 5-/7. Aufl S 160). Jedoch ha­
ben nach denr Zusammenbruch die Zuständigkeiten des LandratB 
anderweit eine Änderung erfahren. Wenn auch für die Kreise 
insoweit keine ausdrücklichen Bestimmungen der Militärregie 
rung ergangen sind, so sind doch die für die Gerneindeverwal 
tung gegebenen Vorschriften, die nach Maßgabe der Verord­
nung Nr 21 der Militärregierung (ABI BritMilReg S 127) zu 
der Revidierten Deutschen Gemeindeordnung geführt haben, 
für die Kreise entsprechend anzuwenden, wie es im Rahmen 
der Instruktion Nr 100 (abgedruckt bei Od'enbreit aaO S 242 
ff) in Ziff 2 ausdrücklich vorgesehen ist. Entsprechend den 
Anordnungen der Militärregierung änderte sich mithin die 
Stellung des Landrats in gleicher Weise wie die des Ober­
bürgermeisters in den Städten (Odenbreit aaO S 163). Oie 
der "Kreispolizeibehürde" verbliebenen Zuständigkeiten auf 
dem Gebiet der Verwaltungspolizei lagen demzufolge während 
der hier interessierenden Zeit (d.h. vor Erlaß der Land­
kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Juli 
1953 GVB1 NrhWf 1953, 305 -) nicht mehr bei dem Landrat, 
sondern bei dem Kreistag. Der Kreistag des beklagten Krei­
ses hatte mithin auch über die vom Kläger-beantragte Bau­
genehmigung zu befinden.

b) Für etwaige bei der Behandlung des Saugesuches 
des Klägers vorgekommmene Amtüpflichtverietzungen hat der 
beklagte Kreis einzustehen. Das Berufungsgericht hat es 
insoweit allein auf das Verhalten des Oberkreisdirektors 
abgestellt und ausgeführt, daß dieser es pflichtwidrig un­
terlassen habe, den Kreistag über die bestehenden Geset-
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ze, Verordnungen und Anordnungen der Aufsichtsbehörde zu 
unterrichten, und daß auf diese Unterlassung die Versagung 
des Bauscheines zuriickzufUhren sei. Der Kreis hat aber 
nicht nur für Amtspflichtverletzungen des Oberkreisdirek­
tors, sondern auch für den Fall einzustehen, daß die Mit­
glieder des Kreistages selbst bei der Behandlung des Bauge­
suchs des Klägers schuldhaft pflichtwidrig gehandelt haben 
sollten. Die Erteilung der Baugenehmigung ist eine den 
"Kreispolizeibehürden" kraft Gesetzes zur Erledigung zuge­
wiesene staatliche Verwaltungsaufgabe (sog» Auftragsange-

*4 1  ̂ *

legenheit). Alle diejenigen, die mit der Wahrnehmung der-
4 K ►* ' *
artiger staatlicher Verwaltungsaufgaben und damit mit der 
Ausübung Öffentlicher Gewalt betraut sind, müssen im haf­
tungsrechtlichen Sinn als "Beamte” angesehen v/erden, da 
sich dieser Begriff nach feststehender Rechtsprechung nicht 
auf Beamte im staatsrechtlichen Sinne beschränkt, sondern 
alle mit der Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben betrauten 
Personen umfaßt. Die Verantwortlichkeit für AmtspflichtVer­
letzungen dieser "Beamten" trifft nach der - für den vor­
liegenden Pall noch maßgeblichen - Bestimmung des Art 131 
WeimVerf "den Staat oder die Körperschaft, in deren Dienst 
der Beamte steht" (ebenso Art 34 GrundG). Die Tatsache* daß 
die Mitglieder des Kreistags nicht im Dienste des Kreises 
stehen,* kann nicht zu einer Verneinung der Haftung des Krei­
ses führen. In den genannten Verfassungsbestimmungen hat 
der gesetzgeberische Wille Ausdruck gefunden, daß dem ein­
zelnen, dem von einem Beamten bei der Ausübung öffentli­
cher Gewalt schuldhaft ein Schaden zugefügt worden ist, 
von der Öffentlichen Hand Schadensersatz zu gewähren ist« 
Diese sich aus dem allgemeinen Rechtsstaatsgedanken erge­
bende Verpflichtung in den Füllen auszuschließen, in denen 
kein "Dienstverhältnis" im eigentlichen Sinne zwischen dem 
"Beamten" und der in Betracht» kommenden Körperschaft, son-
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dern lediglich ein "AmtsVerhältnis" besteht, ist nicht an­
gängig, da der mit den in Rede stehenden Verfassungsbestim- 
mungen verfolgte gesetzgeberische Zweck der Venvirklichung 
des sozialen Hechtsstaatsgedankens die Haftung des Staates 
bezw. der Körperschaft auch in diesem Halle verlangt. Es 
ist daher zumindest eine entsprechende Anwendung dieser Be­
stimmung geboten (vgl Schack in MDR 1953, 514 ff Anm 18),

3. a) Da es sich bei .der Entscheidung über das Baugeneh­
migungsgesuch des Klägers um die Wahrnehmung staatlicher 
Auf gaben als Auftragsangelegenheiten handelte, war der Kreis 
tag an die Weisungen der im Instanzenzug. übergeordneten 
staatlichen Stellen unbedingt gebunden. Ein Beschwerderecht, 
wie es in § 113 DGO vorgesehen war, war hier entgegen der 
Auffassung der Revision nicht gegeben. Denn diese Bestim­
mung gewährte das dort normierte Beschwerderecht mit auf­
schiebender Vfirkung nur in Selbstverwaltungsangelegenheiten. 
Dies ergibt sich, einmal schon aus der Stellung der Bestim­
mung im Gesetz. Sie findet sich nämlich in dem mit "Auf­
sicht" überschriebenen siebenten Teil des Gesetzes* Die 
staatliche "Aufsicht" aber bezieht sich ausschließlich auf 
Selbstverwaltungsangelegenheiten. Denn nur in diesen unter­
stehen die Gemeinden bezw. Gemeindeverbände der Aufsicht 
des Staates, in staatlichen Auftragsangelegenheiten hingegen 
unterstehen sie seiner "dienstlichen Leitung" (Forsthoff, 
Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 2. Aufl S 364). Dementspre- 
chend.ist auch in der AusföJbrungsanweisung vom 22. März 1935 
(MinBliV 1935, 415) zu § 113 DGO ausdrücklich gesagt, daß 
diese Vorschrift die Beschwerde nur gegen Anordnungen der 
Aufsichtsbehörde eröffnet, die nach den §§ 108-112, 115 
und 116 DGO erlassen worden sind (vgl auch Suren-Loschelder, 
Kommentar zur Deutschen Gemeindeordnung, Anm 2a zu § 113). 
Daß es sich bei der hier vom beklagten Kreis gegen die \7ei- * 
sung des Regierungspräsidenten vom 26. November 1947 erho-
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benen Beschwerde nicht um eine solche gemäß § 115 DGO, die 
nach Abs 2 aaO aufschiebende Wirkung gehabt haben würde, ge­
handelt haben kann, ergibt sich zudem eindeutig daraus, daß 
die Beschwerde beim Aufbauminister von Bordrhein-Westfalen 
eingelegt worden ist, eine solche gemäß § 113 DGO hingegen 
nach Abs 1 dieser Bestimmung in der revidierten Fassung 
vom 1. April 1946 zur Entscheidung des Verwaltungsgorichts 
hätte gebracht'werden müssen. Die Beschwerde stellt sich da­
her lediglich, als einfache Dienstaufsichtsbeschwerde dar* 
dieser aber kommt eine aufschiebende Wirkung nicht zu.

Der Kreistag des beklagten Kreises durfte nach alle­
dem die Befolgung der vom Hegierungspräsidenten erteilten 
Weisung, dem Kläger die Baugenehmigung zu erteilen, nicht 
mit Rücksicht auf die dagegen erhobene Beschwerde unterlas­
sen.

b) Auch sachliche Gründe, die im vorliegenden Fall 
die Nichtbefolgung der Weisung ausnahmsweise als gerecht­
fertigt erscheinen lassen könnten, liegen nicht vor.

aa) Hierzu macht die Revision zunächst geltend, daß 
der Bescheid des Regierungspräsidenten vom 26. November 
1947 nicht bindend für den Kreistag gewesen sei, weil sich 
aus ihm die Unvollständigkeit des vom Regierungspräsidenten 
berücksichtigten Sachverhalts ergeben habe. Denn der Be­
scheid habe nicht die Auflage berücksichtigt, unter der 
die Genehmigung zum Erwerb des Baugrundstücks nach Maßga­
be des Wohnsiedlungsgesetzes am 1.' März 1945 erteilt wor­
den sei, daß es nämlich nicht mit gewerblichen oder induetri 
eilen Gebäuden bebaut werden dürfe. Es kann hier offen blei­
ben, ob die Genehmigung entgegen der Behauptung des Klä­
gers tatsächlich lediglich unter einer derartigen Auflage 
erteilt worden ist und ob eine solahe Auflage entgegen

1
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der in dem Beschwerdebescheid des Wiederaufbauministers 
vom 1. Juni 1948 vertretenen Rechtsauffassung überhaupt 
zulässig war. Jedenfalls konnte der beklagte Kreis, der 
für die Erteilung der Wohnsiedlungsgenehmigung als untere 
Verwaltungsbehörde zuständig war und die - angebliche - 
Auflage bei der Erteilung der Genehmigung gemacht hatte, 
jederzeit von der Beachtung der Auflage Abstand nehmen 
und die Baugenehmigung entgegen dieser ursprünglichen Auf­
lage erteilen. Die gleiche. Befugnis hatte-der Regierungs­
präsident, der sowohl hinsichtlich der Erteilung der Wohn­
siedlungsgenehmigung als auch hinsichtlich der Erteilung 
der Baugenehmigung die dem Kreis Vorgesetzte und zu Wei­
sungen an den Kreis befugte staatliche Instanz war. Denn 
es handelte sich bei den Maßnahmen auf Grund des Wohnsied­
lungsgesetzes keineswegs, wie die Revision meint, um eine 
Selbstverwaltungsangelegenheit des Kreises, sondern um eine 
staatliche Angelegenheit. Dies wird dadurch bestätigt, daß 
für die Erteilung der in § 4 Abs 3 des Wohnsiedlungsgeset- 
zes die "untere Verwaltungsbenörde" für zuständig erklärt 
worden ist. Dem Regierungspräsidenten war bekannt, daß der 
beklagte Kreis davon ausging, daß die Genehmigung vom 1. 
März 1945 zum Erwerb des Grundstücks nur mit der in Rede 
stehenden Auflage erteilt worden sei. Denn ihm waren mit 
Verfügung vom 15. Oktober 1947 die gesamten Vorgänge des 
beklagten Kreises Übersandt worden, und bei diesen Vorgän­
gen befand sich auch der an den Kläger gerichtete ablehnen­
de Bescheid vom 20. Juli 1946» in dem'u.a. auf diese Aufla­
ge hingewiesen war. Zudem war dem Regierungspräsidenten un­
mittelbar nach Erlaß dieses Bescheids eine Abschrift dessel 
ben zugeleitet worden. Wenn aber der Regierungspräsident 
in Kenntnis dieser angeblichen Auflage den beklagten Kreis 
zur Erteilung der Baugenehmigung anwies,- dann konnte diese 
Auflage keinesfalls mehr für den Kreis einen Grund zur Ver­
weigerung der Baugenehmigung abgeben, und zwar ohne Rück-

rt
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sicht darauf, öb; in der WeisungsVerfügung des Regierungsprä­
sidenten auf diese Auflage ausdrücklich eingegangen war oder 
nicht. Es kann deshalb dahinstehen, ob nicht auch den Aus­
führungen des Berufungsgerichts zu folgen ist, daß die Auf­
lage durch die spätere tatsächliche Entwicklung ihren Sinn 
verloren habe und der Beklagte sich darauf 'angesichts des­
sen, daß der Genehmigungsantrag des Klägers mit dem H q f l U  
sehen Entwurf weiter bearbeitet und der Kläger zur genauen 
Beachtung dieses Entwurfs bei der Durchführung des Baues 
noch besonders schriftlich verpflichtet wurde, überhaupt 
nicht mehr berufen könne.

bb) Der Etage, ob das Naturschutzgesetz vom 26, Juni 
1955 (RGBl I 1955, 821) und die auf Grund dieses Gesetzes 
ergangene Verordnung des Bandrats vom 19- Januar 1939 an 
sich einen Grund zur Versagung der Bauerlaubnis hätten ab­
geben können, braucht ebenfalls nicht weiter nachgegangen 
zu werden. Denn nachdem der Regierungspräsident in seiner 
Anweisung vom *26. November 1947 ausdrücklich erklärt hatte, 
daß er auch als höhere Naturschutzbehörde gegen den Neubau 
keine Bedenken erhebe, konnte der Kreis als untere Natur- 
3ChutzbehÖrde die Baugenehmigung nicht mehr aus Gründen des 
Naturschutzes versagen. Die Auffassung der Revision, daß 
eine Ausnahmebewilligüng gemäß § 3 der Verordnung vom 19* 
Januar 1939 nur von der unteren Naturschutzbehörde habe 
erteilt werden können und deren Entscheidung nicht im Be­
schwerdewege abänderlich gewesen sei, ist verfehlt, -̂ ie Re­
vision begründet diese Auffassung damit, daß gemäß § 17 
Abs 4 der Verordnung zur.Durchführung des Naturschutzgeset­
zes vom 31. Oktober 1935 (RGBl I 1935, 1275) eine Beschwer­
de an die höhere Nsturschutzbehörde nur in den besonderen . 
durch Gesetz oder Verordnung bestimmten Pallen vorgesehen 
sei und die Verordnung vom 19. Januar 1939 eine Beschwer­
demöglichkeit nicht gebe. Selbst wenn man davon ausgehen
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wollte, da* danach eine förmliche Beschwerde gegen die Ver­
sagung der Ausnahmehewilligung nach dem Naturschutzgesetz 
bezw. der Verordnung des Baudrate vom 19. Januar 1939 nicht 
gegeben gewesen sei, so konnte doch mit Rücksicht darauf, 
daß es sich bei den den Naturschutzbehörden obliegenden Auf­
gaben um rein staatliche Aufgaben handelt, nach allgemei­
nen Verwaltungsgrundsätzen die höhere - staatliche - Natur- 
schutzbehörde jederzeit - sei es auf eine .BienstaufSichtsbe­
schwerde hin, sei es von sich aus - die Maßnahme der unteren 
Behörde abändern und eine von dieser versagte Ausnahmebewil­
ligung erteilen. Baß der Naturschutz ebenfalls eine staat­
liche und keine Selbstverwaltungsangelegenheit ist, kann 
hier ebensowenig wie bei den Wohnsiedlungsangelegenheiten 
zweifelhaft sein? in § 1 der genannten BurchfUhrungsverord- 
nung vom 31 * Oktober 1935 sind ausschließlich staatliche Be­
hörden als Naturschutzbehprden bestimmt. .

Bie Revision vertritt weiterhin die Meinung, daß der 
Regierungspräsident mit seiner Bemerkung, daß er auch als 
höhere Na^urschutzbehörde gegen den vom Kläger geplanten 
Neubau keine Bedenken .erhebe, nicht selbst als höhere Natur- 
schutzbehjrde eine Entscheidung getroffen, sondern ledig­
lich seine persönliche Stellungnahme bekanntgegeben habe. 
Bern kann nicht beigepflichtet werden. Beim wenn der Regie­
rungspräsident insoweit nicht selbst hätte entscheiden, 
sondern did Entscheidung dem beklagten Kreis hätte über­
lassen wollen, dann hätte er keinesfalls schlechthin die An­
weisung zur Erteilung der Baugenehmigung geben, sondern sei­
ne Anweisung hätte alsdann lediglich dahin gehen können, 
daß dem Kläger aus anderen als aus Gründen des Naturschut­
zes die Baugenehmigung nicht versagt werden dürfe* Ber 
beklagte Kreis hat sich auch selbst nicht darauf berufen, 
daß er nicht erkannt habe, daß der Regierungspräsident be-
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reits eine Entscheidung getroffen habe, und daß er, der Kreis, 
deshalb davon ausgegangen sei, die Entscheidung im Bahmen 
des Naturschutzgesetzes liege noch in seiner Zuständigkeit.

cc) Nachdem der Regierungspräsident durch seinen Be­
scheid vom 21. Oktober 1947 entsprechend der, Befürwortung 
des Bauamtes des beklagten Kreises far das Bauvorhaben des 
Klägers die Ausnahmebewilligung gemäß der Verordnung über 
die Regelung der Bebauung vom 15* Eebruar'1936 erteilt hatte, 
konnte auch auf diese Verordnung die Versagung der Baugeneh­
migung nicht mehr gestützt werden. Insoweit erhebt auch die 
Revisionsinstanz keine Bedenken mehr.

dd) Baß das «allgemeine Bauverbot”, auf das sich der 
Kreisausschuß in seinem Beschluß vom 12. Dezember 1947 be­
zogen hat, keinen Grund zur Versagung der Baugenehmigung ab­
geben konnte, hat der Beklagte selbst bereits in der Beru­
fungsbegründung zugestanden und dazu ausgeführt, daß ein der­
artiges Verbot früher für alle Nichtwohnbauten wegen Mangels 
an Baustoffen erlassen, aber hier durch die dem Kläger be­
reits vom Regierungspräsidenten erteilte bauwirtschaftliche 
Genehmigung überholt gewesen sei.

• 4*. Aus dem Grundsatz der Baufreiheit ergibt sich, daß 
die Baugenehmigung eine sog. gebundene Erlaubnis ist (Jel- 
linek, Verwaltungsrecht 3. Aufl S 459} Baltz-Pischer, Breus- 
sisches Baupolizeirecht 6. Aufl S 143), «d.h. die Erteilung 
der Erlaubnis liegt nicht im Ermessen der Genehmigungsbehör­
de, sondern sie muß erteilt werden, wenn keine besonderen im 
Gesetz vorgesehenen Versagungsgründe vorliegen. Eine danach 
nicht gerechtfertigte Versagung der Baugenehmigung stellt 
mithin eine Verletzung einer den zuständigen Beamten dem. Ge­
suchsteller gegenüber obliegenden Amtspflicht dar. Ba im vor-
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liegenden Pall nach dem Vorstehenden die Versagung der Bau- •' 
erlaubnis zumindest von dem Zeitpunkt an, in dem die Weisung 
des Regierungspräsidenten vom 26. November 1947 an die Kreis- 
Verwaltung ergangen war, nicht mehr gerechtfertigt war, 
liegt sonach objektiv eine Amtspflichtverletzung auf Seiten 
der mit dem Gesuch des Klägers befaßten Beamten des beklag­
ten Kreises vor. Auch ein Verschulden dieser Beamten muß 
bejaht werden, ohne daß es noch einer weiteren Sachaufklä­
rung in dieser Richtung bedürfte. Der Kreistag bezw. der von 
ihm gebildete f,Krei saus schuß” mußte sich über den Umfang sei­
ner Rechte und Pflichten informieren, und für den Oberkreis­
direktor bestand die sich aus seinem Amt als Hauptverwal­
tungsbeamter des Kreises ergebende selbstverständliche Ver­
pflichtung, Kreistag und Kreisausschuß über die bei der Be­
handlung der vorliegenden Angelegenheit zu beachtenden Be­
stimmungen zu unterrichten und insbesondere auf die Grenzen 
seiner Befugnisse hinzuweisen. Es konnte und durfte für ihn 
nicht zweifelhaft sein, daß die in einer staatlichen Ver­
waltungsangelegenheit erteilte eindeutige Weisung des Re­
gierungspräsidenten für den Kreistag als nachgeordnete In­
stanz bindend war und eine dagegen erhobene (Dienstaufsichts-) 
Beschwerde den Kreistag nicht von der Verpflichtung, der 
Weisung nachzukommen, entbinden konnte. Die auch in der an 
den Wiederaufbauminister gerichteten Beschwerdeschrift des 
beklagten Kreises vom 12. Januar 1946 zum Ausdruck gebrachte 
Auffassung, daß es sich bei;den hier zur Erörterung stehen­
den Entscheidungen um Selbstverwaltungsangelegenheiten hand­
le, in denen der Regierungspräsident bindende Weisungen 
nicht erteilen könne, ist nicht entschuldbar und der beklag­
te Kreis hat auch selbst nichts vorgetragen, was diese Auf­
fassung entschuldbar erscheinen lassen könnte.

Wenn der Oberkreisdirektor es unterlassen haben soll­
te, den Kreistag auf die bestehende Rechtslage mit Nach-
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druck hinzuweisen, dann kann ihm der Vorwurf einer pflicht­
widrigen und schuldhaften Unterlassen nicht erspart werden. 
Sollte der Oherkreisdirektor aber insoweit seiner vorste­
hend aufgezeigten Verpflichtung nachgekommen sein, dann wür­
de das Verschulden bei den Mitgliedern des Kreistags bezw. 
des Kreisausschusses liegen, die trotz Aufklärung über die 
Rechtslage der Weisung des Regierungspräsidenten nicht nach- 
gekommen sind» In dem einen und in dem anderen Falle hat 
der beklagte Kreis für die Folgen der Amtspflichtverletzun­
gen einzustehen»

5* Baß dem Kläger nicht entgegengehalten werden kann, 
daß er schuldhaft die Einlegung eines Rechtsmittels ver­
säumt habe (§ 839 Abs 3 BGB), hat bereits das Berufungsge­
richt im einzelnen mit zutreffender Begründung ausgeführt. 
Bie Revision hat hiergegen auch keine Angriffe mehr erhoben.

6. Baß der Kläger durch die schuldhaft verzögerte Ertei­
lung der Baugenehmigung in der jetzt noch interessierenden 
Zeit Verdienstausfall erlitten hat und ihm ferner dadurch 
ein Währungsschaden entstanden ist und er auch besondere 
Kosten für einen - ohne die Amtspflichtverletzungen nicht 
erforderlich gewesenen - Bankkredit hat aufwenden müssen, 
kann nach dem insoweit substantiierten Vorbringen des Klä­
gers mit einem für den Erlaß eines GrundUrteils genügen­
den Maße von Wahrscheinlichkeit angenommen werden.

Bie Revision des beklagten Kreises war sonach zu­
rückzuweisen.
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Die Kbqten des erfolglos gebliebenen* Rechtsmittels 
waren gernHß § .97 ZPO dem beklagten Kreis aufsuerlegen.

Br. Pagendarm Dr. Weber Dr. Kreft

Wolany Dr. Beyer


